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Zehntes Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes

Drucksache: 590/15

I. Zum Inhalt

Politische Parteien haben nach Artikel 21 des Grundgesetzes das Recht und die
Pflicht, an der politischen Willensbildung der Bevölkerung mitzuwirken. Um
dieser Aufgabe gerecht werden zu können, benötigen Parteien eine angemesse-
ne und ausreichende Finanzierung. In Deutschland finanzieren sich Parteien
über einen "Einnahmenmix", der sich vor allem aus Mitgliedsbeiträgen, Man-
datsträgerabgaben, Spenden, Einnahmen aus unternehmerischer Tätigkeit und
einer staatlichen Teilfinanzierung zusammensetzt. Daneben verpflichtet Arti-
kel 21 des Grundgesetzes die Parteien aber auch, über die Herkunft und Ver-
wendung ihrer Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft abzule-
gen.

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen die Parteien einerseits finanziell in die La-
ge versetzt werden, auch in Zukunft ihre Aufgabe adäquat erfüllen zu können.
Andererseits soll den in der Vergangenheit wiederholt erfolgten Verstößen ge-
gen die Pflicht zur öffentlichen Rechenschaftslegung wirksam begegnet werden
können. Im Einzelnen ist daher vor allem vorgesehen, dass

- die Beträge der staatlichen Teilfinanzierung der Parteien für die bei Wahlen
gewonnen Stimmen und erhaltenen Zuwendungen erhöht werden, um die
gestiegenen Kosten für die Organisation und Durchführung von Partei-Ver-
anstaltungen, die Unterhaltung von Büros und die in den Parteien beschäf-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser abzupuffern;

- ein mindestens sechs Jahre in Folge andauernder Verstoß gegen die verfas-
sungs- und parteienrechtlich vorgesehene öffentliche Rechenschaftspflicht
den Verlust der Rechtsstellung als Partei zur Folge haben soll;

- der Präsident des Deutschen Bundestages den Vorstand einer Partei zur
Einreichung eines ordnungsgemäß erstellten Rechenschaftsberichts durch
Verhängung eines Zwangsgeldes (in Höhe von 500 bis 10 000 Euro) anhal-
ten können soll;
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- im Rahmen der Rechenschaftspflicht auf der Einnahmenseite die "Einnah-
men aus Unternehmertätigkeit" und die "Einnahmen aus Beteiligungen"
künftig getrennt ausgewiesen werden. Bei der Ausgabenberechnung soll als
neue Ausgabenart die Angabe "Ausgaben im Rahmen der Unternehmertä-
tigkeit" aufgenommen werden.

Das Gesetz soll im Januar 2016 in Kraft treten.

II. Zum Gang der Beratungen

Das Gesetz geht auf einen Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD
des Deutschen Bundestages zurück.

Zum Zeitpunkt in Drucklegung der Erläuterungen waren die Beratungen im
Deutschen Bundestag noch nicht abgeschlossen. Der Deutsche Bundestag wird
das Gesetz voraussichtlich in seiner 146. Sitzung am 17. Dezember 2015 verab-
schieden.

Der Bundesrat wird am 18. Dezember 2015 das Gesetz ohne vorangegangene
Ausschussberatungen unmittelbar behandeln.


